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Einführung

Die Normierung der Rechnungslegung beruhte in Deutschland bisher nahezu aus­

schließlich auf staatlicher Rechtsetzung, an der Private nur marginal beteiligt waren. 

Hier hat sich ein Wandel vollzogen. Das Gesetz zur Verbesserung der Wettbe­

werbsfähigkeit deutscher Konzerne an Kapitalmärkten und zur Erleichterung der 

Aufnahme von Gesellschafterdarlehen (KapAEG) hat unter anderem zu einer Öff­

nung des deutschen Bilanzrechts gegenüber internationalen Rechnungslegungs­

standards, die vorwiegend auf privater Normsetzung beruhen, geführt. Hinzu kommt 

die durch die handelsrechtlichen Änderungen des Gesetzes zur Kontrolle und 

Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) angestoßene Gründung des 

Deutschen Rechnungslegungs Standards Committee (DRSC). Nach jahrzehntelan­

gen Diskussionen, Gesetzesentwürfen und Harmonisierungsbestrebungen der Eu­

ropäischen Union ermöglichen beide Neuregelungen in Deutschland, wenn auch in 

unterschiedlicher Weise, eine verstärkte Berücksichtigung bzw. Mitwirkung Privater 

am Normsetzungsprozeß für die Rechnungslegung. Diese Entwicklung wird ganz 

überwiegend begrüßt. Als positiv wird erachtet, daß nunmehr auch in Deutschland, 

ähnlich wie schon seit langem in den angelsächsischen Ländern praktiziert, privater 

Sachverstand in die Normierung der Rechnungslegung eingebunden wird. Auf der 

anderen Seite gibt es aber nach wie vor erhebliche Vorbehalte gegen die Art und 

Weise der vollzogenen Einbindung. So wird u.a. befürchtet, der Staat könne seine 

gesetzgeberische Verantwortung für die Normierung der Rechnungslegung zu weit­

gehend aufgeben und sachwidrigen, privaten Interessenseinflüssen unzulässig 

breiten Raum geben.

I.

1. Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist vor diesem Hintergrund die ökonomische 

und rechtliche Analyse des neu geschaffenen Regelungskomplexes. Dabei steht 

die angestrebte Beteiligung Privater am Normsetzungsprozeß der Konzernrech­

nungslegung, auf welche die Regelungen zunächst beschränkt sind, im Mittel­

punkt der Betrachtung. Ziel ist es, einen Vorschlag für eine ökonomisch sinnvolle 

und verfassungskonforme Ausgestaltung eines flexibleren Normsetzungsprozes­

ses für die Rechnungslegung unter Mitwirkung Privater zu entwickeln. Eine solche



20 Einführung

Lösung muß auf zwei grundlegenden Fragestellungen aufbauen. Zum einen muß 

untersucht werden, wie Forderungen nach der verstärkten Einbindung Privater 

grundsätzlich aus ökonomischer und rechtlicher Sicht zu bewerten sind. Zum 

anderen müssen konkrete rechtliche Ausgestaltungsmöglichkeiten dargestellt und 

ihre jeweilige sinnvolle Anwendbarkeit untersucht werden.

2. Anlaß zu diesen grundlegenden Überlegungen für eine Beteiligung Privater am 

Normsetzungsprozeß der Rechnungslegung hat der Gesetzgeber, wie bereits an­

gesprochen, sowohl mit der mittelbaren Anerkennung ausländischer Rech­

nungslegungsnormen (§ 292 a HGB), bei deren Entstehung private Institutionen 

beteiligt bzw. weitgehend autonom tätig sind, als auch mit der Schaffung einer 

unmittelbar am Normsetzungsprozeß beteiligten privaten Instanz (§ 342 HGB) 

bzw. einer öffentlich-rechtlichen Instanz mit umfassender Mitwirkung Privater 

(§ 342 a HGB) gegeben. Grund für diese gesetzlichen Neuerungen war die 

Schwächung der Wettbewerbssituation deutscher Unternehmen an den interna­

tionalen Kapitalmärkten. Seiner Informationsfunktion ist der deutsche Konzern­

abschluß im internationalen Vergleich in den vergangenen Jahren immer weniger 

gerecht geworden. Fehlende Abschlüsse nach international anerkannten Stan­

dards oder aber Abschlüsse nach deutschem und internationalem Recht, die zu 

unterschiedlichen Ergebnissen führten, verursachten bei institutioneilen und pri­

vaten Investoren zum einen Unsicherheit bei der Investitionsentscheidung und 

zum anderen erhöhte Transaktionskosten, die durch die notwendige umfassen­

dere Information über zugrundeliegende Rechnungslegungsvorschriften entstan­

den.

Unternehmen, die einen internationalen Kapitalmarkt in Anspruch genommen 

haben, waren bisweilen durch internationale Börsenzulassungsvorschriften ge­

zwungen, zwei Abschlüsse zu erstellen bzw. einen Mittelweg zu beschreiten und 

verschiedene Rechnungslegungssysteme zu einem sogenannten dualen Ab­

schluß zu verbinden, was mit erheblichen Kosten verbunden war. Als Lösungsweg 

wurde vom Gesetzgeber eine schnell umsetzbare und vor allem praktikable Re­

gelung gesucht. Durch die Neuregelung des § 292 a HGB können nun Konzern­

abschlüsse nach international anerkannten Standards unter bestimmten Voraus­

setzungen bis zum Jahr 2004 mit befreiender Wirkung aufgestellt werden. Bis da­
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hin sollen die Vorschriften zur Konzernrechnungslegung von einem privaten 

Rechnungslegungsgremium, dessen Errichtung durch den neu eingefügten § 342 

HGB ermöglicht wurde, an internationale Gepflogenheiten angepaßt werden. Die 

Schaffung eines privaten Standardsetters für die Rechnungslegung soll gleichzei­

tig auch dem schwindenden deutschen Einfluß in internationalen Rechnungsle­

gungsgremien entgegenwirken.

3. Die skizzierten Entwicklungen beschäftigen sowohl die Wissenschaft als auch die 

Praxis. Streit besteht insbesondere darüber, ob und inwieweit die Einbindung pri­

vater Gremien in den staatlichen Normsetzungsprozeß ökonomisch sinnvoll und 

verfassungsrechtlich zulässig ist. Gleichzeitig stellt sich aus deutscher Sicht die 

Frage, ob die Übertragung von internationalen, privat gesetzten Rechnungsle­

gungsvorschriften in deutsches Recht möglich ist. Auf der anderen Seite kommt 

die rechtlich schon auf den Weg gebrachte Einbeziehung Privater in Deutschland 

nicht recht voran. So beklagte die Generalsekretärin des DRSC , daß dem Gre­

mium die Anerkennung und Durchsetzungsmacht in der Exekutive fehle. Es be­

steht also in der Tat Anlaß, sich mit der Frage zu beschäftigen, ob und inwieweit 

die Normsetzung für die Rechnungslegung unter Beteiligung Privater ökonomisch 

sinnvoll und rechtlich zulässig ist. Grundsätzlich stellt sich zudem die Frage, in­

wiefern der Prozeß der Normsetzung im Bereich der Rechnungslegung der Ge­

schwindigkeit der ökonomischen Änderungsprozesse überhaupt noch entspricht. 

In Zeiten des fortschreitenden Zusammenwachsens der internationalen Güter­

und Kapitalmärkte sowie der immer kürzer werdenden Produktlebenszyklen, z.B. 

von Kapitalmarktinstrumenten, müssen sich die Geschwindigkeit und die Flexibi­

lität des Normsetzungsprozesses den geänderten Rahmenbedingungen anpas­

sen. Daher müssen alternative Möglichkeiten bezüglich der Weiterentwicklung der 

Rechnungslegung gefunden werden. Neben einer offeneren Gestaltung einzelner 

Rechnungslegungsnormen bietet sich dafür insbesondere eine flexiblere und 

damit dynamischere Ausgestaltung des Normsetzungsprozesses unter Ein­

bindung privaten Sachverstands an.

1

Vortrag zu den Aufgaben und der Bedeutung des DRSC für die Zukunft der Rechnungslegung in 
Deutschland, gehalten an der Berufsakademie in Stuttgart am 11.05.2000.


